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1. Ausgangspunkt Polizeiforschung

Die gegenwärtige Situation der empirischen Polizeiforschung ist kürzlich von
Ohlemacher (empirische Polizeiforschung in der Bundesrepublik Deutschland, Versuch
einer Bestandsaufnahme, 1999), von Schneider (Kriminalistik 2000, 218 f) und auch von
mir (Polizeiforschung am Scheidewege, Kriminalistik 01, 618 f) beschrieben worden
(vergl. auch Liebl/Ohlemacher, Empirische Polizeiforschung, Tagung der FHP Sachsen,
1999, sowie jüngst Ackermann, Funktion und Aufgaben der Kriminalistik, Kriminalistik
2002,297 (301/302), wo vom "Leistungsschwund der Ermittlungstätigkeit" die Rede ist).
Ich möchte mich hier nicht wiederholen, allerdings auf ein in der internen
Polizeiforschung erstaunlicherweise viel zu wenig diskutiertes Phänomen eingehen, das
am 11.09.01 schlaglichtartig gezeigt hat, dass wir offenbar zu sehr in erstarrten
Strukturen denken und bisweilen scheuklappenartig eine eher überholte, eindimensionale
Sichtweise praktizieren und dies gerade im Zusammenhang mit dem zentralen Begriff der
Sicherheit.
Im Einzelnen:

a. Nach der klassischen Dreiteilung der sozialwissenschaftlichen Polizeiforschung
(Kerner, in: Kühne, Miyazawa (Hrsg.), Neue Strafrechtsentwicklungen im
deutsch-japanischen Vergleich, 1995, 221 f) wird bekanntlich zwischen den
Feldern

1. Einzelphänomene
2. Bürger-Polizei-Verhältnis und
3. Polizeiorganisation einschließlich Polizeiinterna differenziert.

Das Forschungsfeld der Polizeiorganisation umfasst offenbar auch die zentralen
Begriffe der Sicherheit und der Inneren Sicherheit.
Interessant ist insoweit, dass der Begriff der Sicherheit überhaupt erst im 20.
Jahrhundert wissenschaftlich genauer untersucht worden ist (Kaufmann, F-X,
Sicherheit als soziologisches und sozialpolitisches Problem, Untersuchungen zu
einer Wertidee hochdifferenzierter Gesellschaften, 2. Auflage 1973, Seite 10 f).
Dabei standen offenbar soziologische und politische Aspekte im Vordergrund,
nicht dagegen die Aspekte der Polizeiforschung.
Natürlich ist Sicherheit seit jeher nicht nur Staatsziel, sondern primärer
Staatszweck überhaupt und natürlich ist jeder Studierende der Fachhochschulen
der Polizei in der Lage, die klassischen drei Elemente der "öffentlichen
Sicherheit" zu definieren: Schutz des Staates und seiner Einrichtungen, Schutz der
Rechtsordnung sowie Schutz der Individualrechtsgüter.
Das Bundesverfassungsgericht hat die Bedeutung der Sicherheit immer wieder
betont:
Die Sicherheit des Staates als verfasster Friedens- und Ordnungsmacht und die
von ihm zu gewährleistende Sicherheit seiner Bevölkerung sind
Verfassungswerte, die mit anderen im gleichen Rang stehen und unverzichtbar
sind, weil die Institution Staat von ihnen die eigentliche und letzte Rechtfertigung
herleitet (BverfGE 49, 25 (56)).

b. Die Ereignisse vom 11.09.01 haben sehr deutlich gezeigt:
� Die personell größte BAO in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland

stieß m. E. auch wegen der permanenten Bearbeitung spezifischer



Informationsinteressen von vorgesetzten und politischen Stellen an ihre
organisatorischen Grenzen.

� Die bestehende organisatorische Sicherheitsarchitektur in Bund und Länder ist für
derartige Ereignisse nicht hinreichend ausgerichtet.
So fehlt es sowohl im BMI wie (wohl) auch in allen anderen Innenministerien an
einer sicherheitspolitischen Planungs- und Grundsatzabteilung, die in der Lage
wäre, eine umfassende Sicherheitspolitik zu entwerfen, zu koordinieren und auch
umzusetzen.
Auch in den politischen Parteien/Fraktionen gibt es keinerlei weitere
Organisationen/Gruppierungen, die sich dauerhaft sowie programmatisch-
konzeptionell mit Sicherheitspolitik befassen (Lange, Innere Sicherheit als
Netzwerk, in: ders. (Hrsg.), Staat, Demokratie und Innere Sicherheit in
Deutschland, 2000, S. 248 m.w.N.).

� Ferner fehlt es fast durchgängig an der Ausgestaltung inhaltlicher
Sicherheitsstrategien und entsprechender Sicherheitskonzepte.
So werden sicherheitsrelevante Verfahren, z. B. Sicherheitsszenerien, kaum
durchgespielt, obwohl es insoweit elaborierte IT-Software gibt. Es gibt kaum
praktische Erprobungen/Übungen bestimmter Sicherheitslagen mit einem
ressortübergreifenden Charakter (analog zu den Wintexübungen).

� Der für die Polizei so wichtige Begriff der Inneren Sicherheit hat sich mit dem
11.09.01 m. E. endgültig als überholt erwiesen.
Innere Sicherheit ist bekanntlich ein rechtlicher Prinzipienbegriff
(Grundrechtsschutz, Gewaltmonopol, Rechtstaatsprinzip), der historisch gesehen
im engen Zusammenhang mit der Terrorismusbekämpfung der 70er-/ 80er-Jahre
verknüpft ist, und als staatliche Antwort auf die gesellschaftspolitischen
Veränderungen in Deutschland in den 60er- und 70er-Jahren zu verstehen ist.

Polizeiforschung hat sich m. E. viel zu wenig mit diesen Begriffen beschäftigt. Deshalb
möchte ich hier ein kurzes Plädoyer zum "erweiterten Sicherheitsbegriff" halten.
Insoweit ist zunächst auf zwei wichtige neuere Publikationen hinzuweisen: Zum einen
auf die Arbeiten von Gärtner/Hyde-Price/Reiter, Europe's new Security Challenges,
2001, deren eher theoriegeleitete Untersuchungen leider nur bis zum Jahre 1999 reichen.
Zum anderen wird auf das in seiner Breite wohl einmalige Werk der Bundesakademie für
Sicherheitspolitik, Sicherheitspolitik in neuen Dimensionen, Kompendium zum
erweiterten Sicherheitsbegriff, 2002, verwiesen. Dort werden auf 929 Seiten 42
Themenfelder zusammengefasst (Stand: Frühjahr 2001).

2. Der "erweiterte Sicherheitsbegriff"

a. Subjektive Sichtweise
In der Polizei wird bekanntlich immer wieder zwischen der "objektiven und der
subjektiven Sicherheit" differenziert.
Diese Differenzierung wird in der gesamten sozialwissenschaftlichen Literatur
durchgängig - und m. E. auch zutreffend - abgelehnt, weil "objektive Sicherheit"
ein Widerspruch in sich selbst sei.
Denn Sicherheit oder Unsicherheit haben gerade keine objektiven, intersubjektiv
eindeutigen Sachbezüge, sondern Sicherheit oder Unsicherheit sind subjektiv
vermittelte und definierte Begriffe. Sie werden vermittelt in einem vielschichtigen
gesellschaftlichen/politischen Interaktions- und Interpretationsprozess, und sie
haben immer eine spezifische Angst-/ Furchtkomponente, wie sie in der
psychologischen Forschung seit langem herausgearbeitet worden sind.
Wenn die Polizei zu Recht sagt, dass es keine absolute Sicherheit gäbe, dann wird
damit genau diese subjektive Sichtweise bestätigt. Gäbe es objektive Sicherheit,



also eine von subjektiven Einschätzungen losgelöste Sicherheit, müsste sich auch
absolute Sicherheit technisch oder irgendwie objektiv herstellen lassen.
Sicherheit ist mithin subjektiv determiniert und regelmäßig kommunikativ
vermittelt oder konstituiert. Damit eignet sich Sicherheit mit Lange (Innere
Sicherheit als Netzwerk, a.a.O. S. 252) auch dazu, zum Gegenstand politischer
Inszenierungen zu werden. Ich meine, dass wir alle schon Zeugen derartiger
Inszenierungen geworden sind.
Sicherheit ist mithin das, was gesellschaftlich/politisch als solche vermittelt wird
und subjektiv durch den einzelnen als solche empfunden wird. Nach allem
herrscht Sicherheit dort, wo sich der einzelne oder die Gemeinschaft des
zuverlässigen Schutzes seiner/ihrer Unversehrtheit gewiss ist und deshalb von
Sorge befreit sein kann (vgl. Ahlf, Kriminalistik 2002, S. 93 (96/97 m.w.N.)).

b. Die politische und die menschliche Dimension von Sicherheit

3. Die politische Dimension der Sicherheit umfasst die Rechtssicherheit und den
gesamten staatlichen Ordnungsrahmen im Sinne des "good governance".
Sicherheit in dieser politischen Dimension kann deshalb z. B. außenpolitische
(europäische und atlantische Sicherheitsordnung), wirtschaftliche (z. B. die von
der WTO, IWF und der Weltbank geprägten Verhältnisse) oder ökologische
Dimensionen (z. B. die Verschärfung der Wasserproblematik in ganz Nordafrika,
die Klimaveränderungen, Hungersnöte, Verknappung von Rohstoffen, globale
Umweltschäden mit den dadurch ausgelösten Migrationsströmen) usw.
einnehmen.
Am überzeugendsten und am differenziertesten haben m. E. Buzan u. a. (Buzan /
Voewer/de Wilde, Security, A new Framework for Analysis, 1997) die politische
Dimension dieses erweiterten Sicherheitsbegriffes herausgearbeitet. Sie
unterscheiden zwischen einer horizontalen und einer vertikalen Ebene. Auf der
horizontalen Ebene wird zwischen fünf Aspekten differenziert, nämlich dem
militärischen, dem polizeilich, dem ökonomischen, dem ökologischen und dem
sozialen Aspekt der Sicherheit. Auf der vertikalen Ebene wird zwischen Humen
Security, National Security, Regional Security und Global Security unterschieden
(Folie).

4. Dieser klassische politische Sicherheitsbegriff ist mit dem
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) von 1994 zutreffend um
das Konzept der "menschlichen Sicherheit" erweitert und in die internationale
Diskussion eingebracht worden.
Nicht die Sicherheit von Staaten (politische Sicherheit, innere Sicherheit, nukleare
Sicherheit, militärische Sicherheit usw.), sondern die Sicherheit des Menschen,
die sog. Statussicherheit des Einzelnen, ist nach den Vereinten Natione
entscheidend. Das universelle Anliegen der menschlichen Sicherheit wird nicht
nur durch militärische/politische Konflikte bedroht, sondern auch durch Armut
und soziale Disparitäten, durch Arbeitslosigkeit und finanzielle Instabilitäten,
durch Drohungen und Verbrechen, durch terroristische Anschläge auch der neuen
Dimension, durch Umweltverschmutzung und Ressourcenknappheit, durch
Überbevölkerung, durch Verletzung der Menschenrechte und durch den fehlenden
Zugang von ganzen Bevölkerungsgruppen zu machtpolitischen
Institutionen/Entscheidungsstrukturen sowie Informationssystemen (Internet).
Deshalb wird nach der UNDP der Begriff der Sicherheit zutreffend mit dem des
Friedens verknüpft. Sicherheit kommt als "global public good" zentrale
Bedeutung für die Zukunftssicherung zu, wobei die beiden materiellen Werte,



nämlich der Fairness und der Gerechtigkeit, eine besondere Rolle spielen.
Im sog. Schutzstaat (Hesse, H., Der Schutzstaat 1994, Seite 17 f) gehen freilich
diese beiden Dimensionen von Sicherheit, nämlich die politische wie die
menschliche Dimension, ineinander über und sind miteinander verschränkt.

3. Konsequenzen
a. Verschränkung

Die überkommenen Differenzierungen zwischen Innerer und äußerer Sicherheit,
rechtsstaatlicher und sozialer Sicherheit usw. werden zunehmend fragwürdiger,
denn es bestehen zwischen diesen Antipoden/Topoi durchaus Zusammenhänge
und Interdependenzen. Deshalb stellt sich auch die Frage, ob - wie bisher - diese
jeweils isolierten Sicherheitsaspekte ausschließlich einer einzigen staatlichen
Sicherheitsagentur (Polizei, Militär, Entwicklungshilfe, Umweltbehörden,
Sozialbehörden usw.) zuzuweisen sind. M. E. ist diese bisher fast durchgehend
praktizierte eindimensionale Sichtweise überholt und durch eine ganzheitliche zu
ergänzen. Insoweit kann auf die neueren Entwicklungen in den USA, Nationaler
Sicherheitsrat und das geplante Sicherheitsministerium sowie an den neuen
Conseil de Sécurité Intérieur, CSI, mit Vorsitz des Ministerpräsidenten, in
Frankreich verwiesen werden.

b. Rechtslage
Der erweiterte Sicherheitsbegriff hat rechtlich nicht zum Ziele, die
grundgesetzlichen Rahmenbedingungen (z. B. Polizei ist Ländersache)
abzuändern oder gar zu beseitigen, sondern es geht vielmehr darum, viel
effektiver als bisher ein koordiniertes Zusammenwirken aller staatlichen
Sicherheitsagenturen, also über die eingespielte Gremienstruktur der IMK mit
ihren Untergliederungen hinaus, neu zu organisieren, wobei auch private
Sicherheitsakteure einzubinden sind (neue Sicherheitsarchitektur).

c. Internationaler Aspekt
Darüber hinaus scheint es auch viel zu kurzsichtig zu sein, nur die nationale,
deutsche Perspektive zu betrachten, denn die neue Sicherheitsarchitektur müsste
zumindest auch eine europäische Dimension haben. Eigentlich müsste so etwas
wie ein postnationaler Sicherheitsbegriff von der EU entwickelt werden, weil
die überkommenen national-staatlichen Definitionen von Sicherheit zumindest
auf die solitäre EU gerade im Post-Nizza-Prozess schlicht nicht mehr passen.

d. Erweiterter Sicherheitsbegriff und Polizeiforschung
Konsequenterweise führt der "erweiterte Sicherheitsbegriff" auch dazu, den
klassischen Ansatz der dreigeteilten Polizeiforschung genauer zu überdenken. Die
klassische Dreiteilung des Begriffs der Polizeiforschung wird damit zunehmend
fragwürdiger, weil sich Polizeiforschung auch an die eigentlichen
sicherheitspolitischen Fragestellungen heranwagen sollte. Polizeiforschung in
diesem erweiterten Sinne müsste dann auch mit den etablierten und renommierten
wissenschaftlichen Einrichtungen auf diesem Gebiet, den unterschiedlichen
außenpolitischen/friedenspolitischen, militärischen, medizinischen usw.
Forschungs- und Entwicklungsinstitutionen kooperieren.
Ohne genau über den erweiterten Sicherheitsbegriff und seine Konsequenzen für
die Polizeiforschung nachgedacht zu haben, haben wir mit dem SKA-Ansatz im
BKA intuitiv richtig gehandelt. Denn gerade hier werden Themenfelder
bearbeitet, die über die klassische Dreiteilung des Polizeiforschungsbegriffes
hinausgreifen.



Befreien wir uns also von engen Begrifflichkeiten und erweitern wir unsere
Denkräume!


